
erhöht werden, wenn man sich also so
manchen Luxus verkneift oder mehr ar-
beitet. Auf der staatlichen Ebene gibt es
zwar kein förmliches Insolvenzverfah-
ren, aber inzwischen wächst in breiter
werdenden Kreisen der Bevölkerung und
in den großen Parteien aus der Beklem-
mung heraus nun doch endlich die Ein-
sicht, dass die ökonomischen Grundre-
geln auch für die öffentliche Hand gelten.
Unterstützt wird diese späte Erkennt-
nis durch den zur Sicherung der Wäh-
rung geschaffenen europäischen Stabi-
litäts- und Wachstumspakt, der die Mit-
gliedsstaaten der Euro-Zone verpflichtet,
Stabilitätspolitik zu betreiben und Haus-
haltsdisziplin zu wahren. Also müssen
die konsumptiven staatlichen Ausgaben
vor allem im sozialen Bereich und bei den
Subventionen zurückgeschnitten wer-
den. Denn staatliche Einnahmensteige-
rungen ohne weitere Neuverschuldung
für Bund, Länder und Gemeinden sind
nur dann möglich, wenn die Leistungsbe-
reitschaft des privaten Sektors dies her-
gibt, das heißt mit anderen Worten, wenn
die Bereitschaft entstünde, für gleiches
Geld mehr zu arbeiten. Ob beziehungs-
weise inwieweit es dazu kommen wird,
ist eine spannende, noch offene Frage.

Vernünftigen Menschen war von An-
fang an klar, dass die Ansprüche an ein
ständig wachsendes Lohn- und Konsum-
niveau und die gleichzeitige Durchset-
zung von immer mehr Freizeit für alle auf
die Dauer nicht miteinander vereinbar
sind. Auch weniger Vernünftigen scheint
nunmehr zu dämmern, dass weitere Er-

Jedermann weiß im Grunde, dass es nicht
möglich ist, auf Dauer über seine Verhält-
nisse zu leben, permanent mehr auszuge-
ben als einzunehmen. Diese Grundein-
sicht gilt nicht nur für Einzelpersonen,
Familien und Unternehmen, sondern für
alle Institutionen, die mit Geld umgehen,
das heißt natürlich auch für staatliche
Einrichtungen und für Staaten. Aber den-
noch gab sich das deutsche Wahlvolk eine
ganze Generation lang der Illusion hin,
als herrschten im Bereich der öffentlichen
Kassen andere Regeln. Schlimmer noch:
Eine große Mehrheit der Wähler ver-
drängte alle Ratschläge von Ökonomen
und wehrte sich gegen die Ermahnungen
aus den Minderheiten der Parteien, der
Wissenschaft und Publizistik, zur öffent-
lichen Finanzdisziplin zurückzukehren.
Die Bundesregierungen und Bundestage
der letzten drei Jahrzehnte beugten sich
im Endeffekt – wie es scheint, gerne – dem
illusionären mehrheitlichen Volkswillen,
spielten ihm gegenüber den scheinbar gü-
tigen Sankt Nikolaus und bewerkstellig-
ten (guten Gewissens?) den Besorgnis er-
regenden Marsch in den Schuldenstaat.
Per saldo hinterlässt die gegenwärtig le-
bende Erwachsenengeneration ihren Kin-
dern und Enkeln zwar ein ansehnliches
Erbe, aber gleichzeitig eine auch im Ver-
hältnis dazu viel zu schwere Schulden-
last.

Wenn im privaten Bereich die Ausga-
ben die Einnahmen übersteigen, folgt frü-
her oder später die Pleite. Sie kann nur ab-
gewendet werden, wenn die Ausgaben
rechtzeitig reduziert oder die Einnahmen
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höhungen von Löhnen und Gehältern, ja
selbst die Aufrechterhaltung des gegen-
wärtigen Kaufkraftniveaus nur noch
möglich ist, wenn die Wochen-, Jahres-
und Lebensarbeitszeit wieder verlängert
wird.

Betrachtet man die Arbeitszeiten im
internationalen Vergleich, so ist nicht ein-
zusehen, warum wir Deutsche nicht wie-
der mehr arbeiten sollten. Die durch-
schnittliche Wochenarbeitszeit liegt in
Deutschland bei knapp 38, in den USA bei
vierzig und in der Schweiz bei 40,5 Stun-
den. Die durchschnittliche Jahresarbeits-
zeit beträgt in Deutschland 1467, in Groß-
britannien 1711 und in den USA 1821 Stun-
den. Kaum ein Land der Welt hat so viele
bezahlte Urlaubs- und Feiertage pro Jahr
wie Deutschland. Dreizehn Feier- und
dreißig Urlaubstagen in Deutschland ste-
hen neun Feier- und 24,5 Urlaubstage in
Großbritannien sowie elf Feier- und zwölf
Urlaubstage in den USA gegenüber. Die
durchschnittliche Lebensarbeitszeit der
Deutschen liegt mit rund 37 Jahren, bei
Akademikern sogar nur rund 32 Jahren
weit unter den Zeiten vergleichbarer Län-
der. Das liegt vor allem daran, dass die
schulische, berufliche und akademische
Ausbildung in Deutschland länger dauert
als anderswo. Hinzu kommt, dass das
durchschnittliche Renten- und Pensions-
eintrittsalter in Deutschland derzeit bei
sechzig, in den USA beispielsweise bei 65
Jahren liegt.

Inzwischen blickt das Volk verängstigt
auf die sich abzeichnenden, zum Teil
schmerzlichen Folgen der nun zerplat-
zenden Illusionen. Der Diagnose folgt die
Therapie mit all ihren bitteren Pillen.

Der Politik allein wird die Heilung
nicht zugetraut. Den Versprechungen der
politischen Parteien steht ein wachsender
Teil der Bevölkerung immer skeptischer
gegenüber. Es leuchtet vielen Menschen
einfach nicht mehr ein, wenn von einigen
Repräsentanten des Staates immer noch
behauptet wird, bald gäbe es wieder ei-

nen kräftigen Konjunkturaufschwung,
Wirtschaftswachstum und Vollbeschäfti-
gung und damit automatisch die Lösung
aller Probleme ohne Opfer und Anstren-
gungen. Da dies so ist, muss die Gesun-
dung der kranken Zustände von Kräften
der Gesellschaft selbst ins Werk gesetzt
werden.

Ursachenanalyse
Es ist typisch für eine plurale offene Ge-
sellschaft, dass sich niemand für die ein-
getretene schwierige Lage verantwortlich
fühlt und dies öffentlich eingesteht. Jeder
zeigt anklagend auf den anderen. Kon-
sens besteht ohnedies nur darüber, was
man nicht will. Von einer wirklichen
Übereinstimmung im Denken und Han-
deln kann keine Rede sein. Es macht we-
nig Sinn zu fragen, an wem es gelegen hat,
dass die gesetzliche Renten- und Arbeits-
losenversicherung sowie das Gesund-
heitswesen nicht rechtzeitig reformiert
wurden, die Arbeitslosigkeit so drama-
tisch angewachsen ist und die Staats-
schulden so maßlos explodierten. Sinn-
voller scheint es dagegen zu sein, der
Frage nachzugehen, was zu dem Zustand
geführt hat, in dem wir uns heute befin-
den.

Die Wiedervereinigung Deutschlands
stellte uns ab 1989/1990 vor riesige Auf-
gaben. Die DDR bot beim Zusammen-
bruch des real existierenden Sozialismus
ein katastrophales Bild. Ihre marode In-
frastruktur an Straßen, Bausubstanz, Um-
welt und maschineller Ausrüstung be-
durfte einer grundlegenden Sanierung.
Es gab und gibt immer noch mehr als 
genug zu tun, um die Schäden des zu-
sammengebrochenen Versorgungsstaa-
tes DDR zu beheben und dort blühende
Landschaften zu schaffen. An Beschäfti-
gungsmöglichkeiten war und ist in die-
sem Sinne grundsätzlich kein Mangel.
Das ganze Volk wollte zwar die Wieder-
vereinigung, aber zur nationalen Kraftan-
strengung etwa in Form von ausreichend
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höheren Steuern oder entsprechender
Mehrarbeit zur Überwindung der Schä-
den, die der Kommunismus hinterlassen
hatte, war es nicht bereit.

Dass Arbeit knapp sei und Arbeits-
plätze deshalb gerecht verteilt werden
müssten, ist ein Grundirrtum. Dass mit
Arbeitszeitverkürzungen kein höherer
Beschäftigungsgrad und erst recht kein
zusätzliches Bruttosozialprodukt zu er-
wirtschaften ist, war einer Mehrheit hier
zu Lande lange Zeit nicht klarzumachen.
Die IG Metall glaubte sogar bis vor eini-
gen Wochen noch an den „Segen“ der 35-
Stunden-Woche. Sie versuchte vergeb-
lich, diesen Irrtum mit Streiks in den öst-
lichen Bundesländern durchzusetzen. Es
waren vernünftige Betriebsräte und end-
lich auch einmal standhafte Arbeitgeber,
die den Gewerkschaftsführern diesmal
die Stirn boten. Aber immer noch wirken
die altvertrauten Reflexe nach. Gegen den
kürzlich gemachten Vorschlag, den einen
oder anderen Feiertag zu streichen, erhob
sich sofort wieder ein Sturm der Entrüs-
tung, den Gewerkschafter und Kleriker
anführen und der in der Bevölkerung
breite Unterstützung fand.

Das an sich edle Streben nach „sozialer
Gerechtigkeit“ ist für die Deutschen seit
eh und je ein anerkennenswert großes
Anliegen. Leider geht es oft mit einer aus-
gesprochenen Neigung zum Sozialneid
einher. Die populären Vorstellungen, wie
„soziale Gerechtigkeit“ bewerkstelligt
werden soll, sind deshalb immer diffus
geblieben. Im Endeffekt bewegten sich
die Tarifvertragsparteien mit ihren Flä-
chentarifen in drei Richtungen: Lohnstei-
gerungen, Arbeitszeitverkürzungen und
Einkommensnivellierung, die als soziale
Gerechtigkeitskomponenten ausgegeben
wurde, in Wahrheit aber auf eine Absage
an leistungsgerechte Entlohnung hinaus-
läuft. Dass damit auch Leistungsanreize
beseitigt, Investitionen erschwert und
Unternehmen in Gefahr gebracht worden
sind, wurde lange Zeit nicht eingesehen.

Es ist in diesem Zusammenhang auch sig-
nifikant, dass immer noch vom „Arbeits-
markt“ gesprochen wird, obwohl die Ge-
werkschaften und Arbeitgeberverbände
auf dem Gebiet bezahlter Beschäftigungs-
verhältnisse schon lange fast alle Markt-
mechanismen außer Kraft gesetzt haben.

Ein Weiteres fällt besonders schwer ins
Gewicht: Uns ist offensichtlich die Ein-
sicht abhanden gekommen, dass in einem
sozialen Rechtsstaat das Subsidiaritäts-
prinzip beachtet werden muss. Pius XI.
hat in seiner päpstlichen Enzyklika Qua-
drogesimo Anno schon im Jahr 1931 erklärt,
dass das, was der Einzelne selbst bewerk-
stelligen kann, nicht verstaatlicht bezie-
hungsweise vergemeinschaftet werden
darf. Und die Begründung war ebenso
überzeugend: Einzelpersonen sind in 
ihrem eigenen Umfeld verantwortungs-
fähig, Kollektive tendieren immer zur
Verantwortungsverweigerung. Sinnvol-
ler sozialstaatlicher Umverteilung sind
Grenzen gesetzt. Wenn diese überschrit-
ten werden, wird das öffentliche Wohl be-
schädigt.

Arbeit als Fluch
Wo die Ratio an ihre Grenzen stößt, ent-
falten sich die Kräfte des Irrationalen. Das
Rätselhafte rund um Wirtschaft und Ar-
beit ist keineswegs nur ein Phänomen der
Gegenwart. Uralte Mythen wirken sich
bis heute auf die Einstellung der Men-
schen zur Arbeit aus. Schon in der bibli-
schen Schöpfungsgeschichte ist von der
Arbeit als Fluch die Rede, die als Strafe
über die Menschheit verhängt wurde. Je-
sus von Nazareth lehrte seine Jünger, sie
sollten die Arbeit im väterlichen Fische-
reibetrieb aufgeben, ihm nachfolgen und
nicht für den morgigen Tag sorgen. In der
Antike und im Mittelalter gehörte es zu
den Privilegien der Oberschicht, nicht ar-
beiten zu müssen, sondern sich „freien“
Tätigkeiten widmen zu dürfen, zu denen
unter anderem die Wissenschaften, die
Künste, die Politik und das Kriegshand-
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werk zählten. Schon Aristoteles träumte
von der Abschaffung der lästigen Arbeit
durch Automatisierung. Erst mit der Re-
formation und der beginnenden Neuzeit
erhielt die Arbeit im Denken der Men-
schen einen positiveren Status. Die pro-
testantische, insbesondere die calvinisti-
sche Doktrin stellte die Arbeit als Chance
zur Lebensentfaltung, zum Statusgewinn
vor den Mitmenschen und zum Gna-
denerweis Gottes heraus.

Recht auf Arbeit
Die Aufklärer des 18. und 19. Jahrhun-
derts erhoben die Arbeit zur Sinninstanz.
Das puritanische Amerika mit seiner 
Neigung zum Moralisieren kreierte den
„law abiding, hard working citizen“ als
Musterknabe der Nation. Seit dieser halb
religiös, halb rationalistisch motivierten
„Heiligsprechung“ der Arbeit, die fast
überall auf der nördlichen Halbkugel un-
serer Erde zum Leitmotiv wurde, halten
es demokratisch populistische Regierun-
gen für ihre vornehmste Aufgabe, all ihre
Bürger mit Arbeit zu „versorgen“. Die
vereinfachte Formel für Regierende heißt
seither: Wer Vollbeschäftigung „schafft“,
wird wieder gewählt, Massenarbeitslo-
sigkeit führt zur Abwahl. Folgerichtig hat
sich die Einstellung festgesetzt, dass 
es ein persönlicher Makel sei, keinen Ar-
beitsplatz zu haben. Viele Arbeitslose
fühlen sich ungerechterweise von der Ge-
sellschaft ausgestoßen. Sie leiten daraus
nicht nur den Anspruch auf finanzielle
Versorgung ab, sondern fordern zudem
ihr Recht auf Arbeit ein.

Für die Ostdeutschen, die das „Arbei-
ter-und-Bauern-Paradies“ kannten, in
dem alle einen Arbeitsplatz hatten, war
der Verlust ihres Arbeitsplatzes nach der
Wende ein besonders schwer wiegendes
Trauma, sie empfanden ihre Entlassun-
gen als himmelschreiende Ungerechtig-
keit. Viele ahnten zwar, dass das DDR-
System alles andere als effizient war, aber

dennoch sehnen sie sich bis auf den heu-
tigen Tag nach der altvertrauten Kollegi-
alität und Solidarität zurück.

Nach der offiziellen Statistik liegt die
Arbeitslosigkeit in den östlichen Bundes-
ländern mit rund zwanzig Prozent der Er-
werbsbevölkerung etwa doppelt so hoch
wie im westlichen Teil der Bundesrepu-
blik. Manche meinen nun, wenn man jene
Ostdeutschen dazuzähle, die durch Um-
schulungen und künstliche Arbeitsbe-
schaffungsmaßnahmen nicht in der offi-
ziellen Statistik auftauchten, betrage die
Beschäftigungslosigkeit in der „ehemali-
gen DDR“ nicht zwanzig, sondern in
Wirklichkeit gut und gern an die fünfzig
Prozent. Wenn man jedoch andererseits
bedenkt, dass der Frauenanteil an der Er-
werbsbevölkerung im Osten etwa dop-
pelt so hoch lag wie im Westen, so ergibt
sich für Ost und West heutzutage eine
etwa gleich hohe Beschäftigungsquote
der Bevölkerung. Diese Tatsache wird in
der Öffentlichkeit geflissentlich ver-
drängt, vermutlich weil man befürchtet,
dass dieser Umstand im Westen unseres
Landes Ressentiments gegen die Sozial-
transfers zugunsten der ostdeutschen
Landsleute auslösen könnte.

Wenn der Staat sich nolens volens auf
seine eigentlichen Kernaufgaben be-
schränkt, die Staatsquote schrittweise auf
etwa 36 Prozent des Bruttoinlandspro-
dukts zurückgeführt wird, wenn der Ge-
setzgeber und die großen Verbände auf
Arbeitnehmer- und Arbeitgeberseite die
Flächentarife weiter für betriebliche
Bündnisse für Arbeit öffnen, die indivi-
duelle Lohn- und Arbeitszeitvereinba-
rungen möglich machen, dann eröffnen
sich völlig neue positive Perspektiven.

Dann können die Bürger selbstverant-
wortlich entscheiden, ob sie sich wie die
frühere Generation für ein „besseres Le-
ben“ anstrengen wollen. Es gibt eigent-
lich keinen guten Grund, daran zu zwei-
feln.

Peter von der Heydt
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